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1   Geltungsbereich, übergeordnetes Recht 

 Geltungsbereich 
1 Die Bau- und Nutzungsordnung (BNO) umfasst das kommunale Raumpla-

nungs-, Umwelt- und Baurecht. 

2 Ihre Vorschriften finden Anwendung auf alle Bauten und Anlagen, deren Nut-

zung sowie den Schutz des Bodens. 

3 Die BNO gilt für das gesamte Gemeindegebiet. 

 Übergeordnetes Recht 
1 Die einschlägigen Vorschriften des eidgenössischen und kantonalen Rechts so-

wie hierzu ergangene Entscheide bleiben vorbehalten. 

2   Raumplanung 

 Planungsgrundsätze 
1 Die Gemeinde Rudolfstetten-Friedlisberg verpflichtet sich in der Verantwortung 

für die kommenden Generationen einer ökologisch, wirtschaftlich und sozial nach-

haltigen Entwicklung. In diesem Sinne strebt sie ein Gleichgewicht zwischen der 

Erhaltung natürlicher Ressourcen, günstigen Wirtschaftsbedingungen und einer 

hohen Lebensqualität an.   

2 Der Siedlungsausbau und die Siedlungsentwicklung nach innen haben in den 

nachgeordneten Planungs- und Bewilligungsverfahren besondere Rechnung zu 

tragen hinsichtlich:  

- der qualitätsvollen Quartierstrukturen, namentlich im Ortskern,  

- der Aufwertung von Aussenräumen und der klimaangepassten Frei-

raumgestaltung,  

- der Abstimmung unterschiedlicher Nutzungen in Mischzonen, 

- der haushälterischen Bodennutzung. 

3 Überbauungen und Freiräume sind sorgfältig zu gestalten und zu strukturieren. 

4 Die Strassenräume sind attraktiv, bedürfnisgerecht und vielfältig nutzbar zu ge-

stalten. 

5 Versiegelte Flächen sind auf das Notwendige zu beschränken. 

6 Die Landschaft ist in ihrer Eigenheit zu erhalten und aufzuwerten. Die Naherho-

lungsräume sowie deren umweltschonende Erreichbarkeit sind zu fördern. 

7 Eine ausreichende Verkehrsqualität und die Verkehrssicherheit sind zu schaffen 

und zu erhalten.  

8 Der Ausbau des öffentlichen Verkehrs sowie die Rad- und Fusswegverbindungen 

sind zu fördern. 
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9 Verdichtetes Bauen ist an Standorten mit gutem öffentlichem Verkehrsan-

schluss zu fördern; das sind in erster Linie die Zentrumsgebiete Rudolfstetten 

und Mutschellen sowie die Gebiete Hofacker und Isleren. 

 Klimaschutz und Klimaadaption 
1 Den Themen Klimaschutz und Klimaadaption ist im Planungs- und Bauwesen 

auf allen Stufen angemessen Rechnung zu tragen, insbesondere hinsichtlich Po-

sitionierung, Materialisierung, Begrünung/Bepflanzung, Versiegelung sowie Be-

lichtung/Besonnung von Bauten und Anlagen. 

 Gestaltungsplanpflicht 
1 Die im Bauzonenplan speziell bezeichneten Flächen dürfen nur erschlossen und 

überbaut werden, wenn ein rechtskräftiger Gestaltungsplan vorliegt. 

2 Gestützt auf § 34 Abs. 1bis BauG kann die Gemeinde Beiträge im Umfang von 

max. 50 % an die anrechenbaren Kosten der Sondernutzungsplanung verlangen. 

Anrechenbare Kosten umfassen sämtliche Planungskosten inkl. Fachgutachten (z. 

B. Verkehr, Lärm). Die Beiträge sind im Verhältnis zum Grundeigentum angemes-

sen aufzuteilen. 

3 Zur Beurteilung der Frage, ob ein Bauvorhaben den qualitativen Zielsetzungen 

des Gestaltungsplans entspricht, kann der Gemeinderat auf Kosten der Bauherr-

schaft eine Fachkommission mit ausgewiesenen Experten einsetzen und/oder ein 

Fachgutachten verlangen. 

 Gestaltungsplangebiet «Isleren» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Isleren sind folgende Zielvorgaben und 

Anforderungen zu erfüllen:  

a) Als Grundlage für einen Gestaltungsplan ist vorgängig ein qualifiziertes 

Konkurrenzverfahren sinngemäss nach SIA 142 oder 143 (Studienauf-

trag oder Wettbewerb) durchzuführen. Das Programm ist zusammen 

mit der Gemeinde Rudolfstetten-Friedlisberg zu erarbeiten. In der Jury 

muss mindestens eine Vertretung des Gemeinderates mit Stimmrecht 

vertreten sein. Der Gemeinderat kann anstelle eines qualifizierten Kon-

kurrenzverfahrens eine städtebauliche Variantenstudie verlangen, 

wenn die Anforderungen an die Qualität erfüllt sind. Mit dem Verfahren 

ist aufzuzeigen, wie im Gestaltungsplan erhöhte Anforderungen ge-

mäss § 21 BauG umgesetzt werden. 

b) Im Rahmen des Gestaltungsplanes ist ein städtebauliches Konzept um-

zusetzen, welches verträgliche Gesamthöhen sowie Zahl und Anord-

nung der Gebäude begründet.  

c) Mit einer differenzierten Höhenstaffelung ist ein verträglicher Über-

gang von der Einfamilienhauszone E2 im Osten ansteigend bis zum 

Waldrand im Westen zu gewährleisten.   

d) Es ist eine qualitätsvolle, verdichtete Bauweise für Wohnen anzustre-

ben, die sich bei zunehmender Dichte von Osten nach Westen gut in 

die bauliche und landschaftliche Umgebung einfügt.  



Gemeinde Rudolfstetten-Friedlisberg  

Bau- und Nutzungsordnung Erlass 

 

3 
 

e) Das Wohnungsangebot ist zu einem angemessenen Anteil familien- 

bzw. altersgerecht auszugestalten. 

f) Es sind attraktive Freiräume mit hoher Aufenthaltsqualität zu schaffen, 

wobei deren Vernetzung insbesondere beim Übergang zum Wald zu 

sichern ist. Die Gestaltung und Nutzung des Waldabstandsbereichs ist 

aufzuzeigen.  

g) Bauten sind hinsichtlich der Gebäudetypologie und der Gebäudestel-

lung auf die Kaltluftleitbahnen und Frischluftflüsse abzustimmen. 

h) Die Durchlässigkeit des Areals für den Langsamverkehr ist zu gewähr-

leisten, vor allem eine Nord-Süd-Verbindung zur Sicherung der Schul-

wege.  

i) Die Parkierung hat zweckmässig, vorzugsweise unterirdisch, zu erfol-

gen. Die Erschliessung für den motorisierten und den Langsamverkehr 

sind zu sichern. 

j) In Abhängigkeit von der Erfüllung der erhöhten Anforderungen ist eine 

Erhöhung der Ausnützungsziffer bis maximal 1.13 über das gesamte 

Gestaltungsplangebiet zulässig, sofern das Gebiet gesamthaft als ein 

Gestaltungsplan realisiert wird.  

k) Es ist maximal ein zusätzliches Vollgeschoss gegenüber der Regelbau-

weise zulässig. 

l) Zur Beurteilung der Frage, ob ein Bauvorhaben der genannten quali-

tativen Zielsetzungen entspricht, setzt der Gemeinderat eine Fachkom-

mission mit ausgewiesenen Experten ein. Die Fachkommission beglei-

tet zudem das qualifizierte Konkurrenzverfahren gemäss lit. a). 

 Gestaltungsplangebiet «Untere Dorfstrasse» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Untere Dorfstrasse sind die Leitlinien 

für eine qualitätsvolle Erneuerung und Weiterentwicklung des Quartiers festzu-

legen.    

2 Es besteht die Pflicht, ein qualitätssicherndes Konkurrenzverfahren (z. B. Studi-

enauftrag, Testplanung oder Variantenstudien durch mindestens zwei voneinan-

der unabhängige Architekturbüros) unter Federführung der Gemeinde durchzu-

führen, das als Grundlage für ein wegleitendes Überbauungs- und Freiraumkon-

zept dient. Umfasst eine Studie mehr als die Hälfte der Fläche der Erhaltungs- 

und Erneuerungszone Untere Dorfstrasse, so ist das Überbauungs- und Freiraum-

konzept in einem behördenverbindlichen Masterplan oder in einem kommunalen 

Entwicklungsrichtplan zu sichern. Bei Erstellung des Gestaltungsplans durch Pri-

vate ist das Verfahren mit der Gemeinde abzustimmen. 

3 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Untere Dorfstrasse sind folgende Ziel-

vorgaben und Anforderungen zu erfüllen:  

a) Aufwertung und Förderung architektonischer Qualität  

b) Behebung ortsbaulicher Mängel bei Erhalt der ortsbaulichen 

und freiräumlichen Grundstrukturen  

c) Gute Einordung in die bauliche Umgebung 

d) Sicherung und Aufwertung der Grün- und Freiräume  
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e) Konzeptioneller Einbezug der Strassenräume in ihrer Funktion 

als Aufenthalts- und Bewegungsräume, insbesondere des Stras-

senraums der Unteren Dorfstrasse 

f) Erhöhung der Aufenthaltsqualität in den öffentlichen und 

halböffentlichen Frei- und Strassenräumen. 

g) Bauten sind hinsichtlich der Gebäudetypologie und der Ge-

bäudestellung auf die Kaltluftleitbahnen und Frischluftflüsse 

abzustimmen. 

h) Im Rahmen des Gestaltungsplans kann ein zusätzliches Ge-

schoss gegenüber der Regelbauweise zugelassen werden, wenn 

das dem Überbauungskonzept entspricht und dadurch eine 

städtebaulich einwandfreie Lösung mit entsprechenden Freiflä-

chen erreicht wird. Die Nachbargrundstücke dürfen nicht unzu-

mutbar beeinträchtigt werden. Darüber hinaus können ord-

nungsgemäss bewilligte Bestandesbauten, die die zulässige Ge-

samthöhe inkl. Gestaltungsplanbonus überschreiten, innerhalb 

des bewilligten Bauvolumens erneuert oder ersetzt werden, so-

fern dies dem Überbauungskonzept entspricht. 

i) Teil-Gestaltungspläne sind zulässig, wobei die Mindestfläche 

3‘000 m2 zu betragen hat. 

 Gestaltungsplangebiet «BG Im Michel Obere Dorfstrasse» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet BG Im Michel Obere Dorfstrasse sind 

folgende Zielvorgaben und Anforderungen zu erfüllen:  

a) Es ist eine qualitätsvolle, verdichtete Bauweise für Wohnen anzustre-

ben.  

b) Gute Einordnung in die bauliche Umgebung und Einbezug des Land-

schaftsraumes des westlich der Siedlung gelegenen Islerenwaldes.  

c) Es ist eine hohe Wohnqualität sicherzustellen.  

d) Die Parkierung hat zweckmässig, vorzugsweise unterirdisch, zu erfol-

gen. 

e) Es ist in Abhängigkeit von der Erfüllung der erhöhten Anforderungen 

maximal ein zusätzliches Vollgeschoss gegenüber der Regelbauweise 

zulässig sowie eine Erhöhung der Ausnützungsziffer bis maximal 1.25. 

 Gestaltungsplangebiet «Areal Bahnhof» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Areal Bahnhof auf der Parzelle-Nr. 1313 

sind die Zielvorgaben und Anforderungen gemäss § 19 Abs. 6 zu erfüllen. 

2 Für den übrigen Bereich des Gestaltungsplangebiets Areal Bahnhof sind fol-

gende Zielvorgaben und Anforderungen zu erfüllen: 

a) Es ist eine qualitätsvolle, verdichtete Bauweise für Wohn- und Gewer-

benutzungen anzustreben bei einer guten Einordung in die bauliche 

Umgebung. 

b) Es sind attraktive Freiräume mit hoher Aufenthaltsqualität zu schaffen. 

c) Im Rahmen des Gestaltungsplans sind die gewerblichen Nutzungen 

und die Wohnnutzungen zweckmässig zu verteilen.  



Gemeinde Rudolfstetten-Friedlisberg  

Bau- und Nutzungsordnung Erlass 

 

5 
 

d) Die Zugänglichkeit des Gebiets und attraktive Fusswegverbindungen 

sind zu gewährleisten. 

e) Die Parkierung hat zweckmässig, vorzugsweise unterirdisch, zu erfol-

gen. 

f) Es ist eine Limitierung des Parkfelderangebots entsprechend der Lage 

am Bahnhof vorzusehen. 

g) Es ist maximal ein zusätzliches Vollgeschoss gegenüber der Regelbau-

weise zulässig. 

 Gestaltungsplangebiet «Mutschellen Bolleri Nord und Süd» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Mutschellen Bolleri Nord und Süd sind 

die Zielvorgaben und Anforderungen gemäss § 20 Abs. 12 zu erfüllen. 

 Gestaltungsplangebiet «Dorfplatz» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Dorfplatz sind folgende Zielvorgaben 

und Anforderungen zu erfüllen:  

a) Der Erhalt und die Aufwertung des Dorfplatzes mit dessen Funktionen 

sind aufzuzeigen. 

b) Die ortsbauliche Eingliederung in die bestehende Zentrumsüberbau-

ung ist sicherzustellen. 

c) Im Rahmen des Gestaltungsplans sind die gewerblichen Nutzungen 

und die Wohnnutzungen zweckmässig zu verteilen. 

d) Die Zugänglichkeit des Gebiets und attraktive Fusswegverbindungen 

sind zu gewährleisten. 

e) Die Parkierung hat unterirdisch zu erfolgen. 

f) Der Freiraum ist durchlässig und attraktiv zu gestalten. 

 Gestaltungsplangebiet «Hofacker» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Hofacker sind folgende Zielvorgaben 

und Anforderungen zu erfüllen:  

a) Es ist eine qualitätsvolle, verdichtete Bauweise für Wohnen anzustre-

ben, die sich gut in die bauliche Umgebung einordnet und dem haus-

hälterischen Umgang mit dem Boden Rechnung trägt. 

b) Es ist eine hohe Wohnqualität sicherzustellen. 

c) Es sind attraktive Freiräume mit hoher Aufenthaltsqualität zu schaffen. 

d) Mit der Umgebungsgestaltung sind ein verträglicher Übergang zum 

Landschaftsraum sowie eine naturnahe Siedlungsrandgestaltung zu 

gewährleisten. 

e) Bauten sind hinsichtlich der Gebäudetypologie und der Gebäudestel-

lung auf die Kaltluftleitbahnen und Frischluftflüsse abzustimmen. 

f) Die Parkierung hat zweckmässig, vorzugsweise unterirdisch, zu erfol-

gen. 

g) Im Rahmen des Gestaltungsplans ist mit dem Richtprojekt die Einhal-

tung der Anforderungen von § 21 Abs. 9 BNO nachzuweisen. 



Gemeinde Rudolfstetten-Friedlisberg  

Bau- und Nutzungsordnung Erlass 

 

6 
 

h) Mit attraktiven Fusswegverbindungen sind die Zugänglichkeit des Ge-

bietes und die Einbindung in das kommunale Fusswegnetz zu gewähr-

leisten. 

i) Die Hochwasserschutzmassnahmen des Hinterrütibächlis und des Is-

lerewaldbächlis sind phasengerecht zu integrieren. 

j) Es ist maximal ein zusätzliches Vollgeschoss gegenüber der Regelbau-

weise zulässig. 

 Gestaltungsplangebiet «Bellikerstrasse» 
1 Mit dem Gestaltungsplan für das Gebiet Bellikerstrasse sind folgende Zielvorga-

ben und Anforderungen zu erfüllen:  

a) Es ist eine qualitätsvolle, verdichtete Bauweise für Wohn- und Gewer-

benutzungen anzustreben, die sich gut in die bauliche Umgebung ein-

ordnet. 

b) Es ist eine hohe Wohnqualität sicherzustellen. 

c) Im Rahmen des Gestaltungsplans sind die gewerblichen Nutzungen 

und die Wohnnutzungen zweckmässig zu verteilen. 

d) Es sind attraktive Freiräume mit hoher Aufenthaltsqualität zu schaffen. 

e) Die Parkierung hat zweckmässig, vorzugsweise unterirdisch, zu erfol-

gen. 

f) Mit attraktiven Fusswegverbindungen sind die Zugänglichkeit des Ge-

bietes und die Einbindung in das kommunale Fusswegnetz zu gewähr-

leisten. 

g) Die Strassenräume sind konzeptionell mit einzubeziehen. 

h) Es ist maximal ein zusätzliches Vollgeschoss gegenüber der Regelbau-

weise zulässig. 

2 Sofern die in Abs. 1 genannten Zielvorgaben und Anforderungen nachweislich 

mit einem Variantenstudium gemäss § 18 Abs. 3 erreicht werden, kann auf die 

Erstellung eines Gestaltungsplans verzichtet werden. In diesem Fall entfällt der 

Anspruch auf die Gestaltungsplanboni gemäss § 8 Abs. 2 BauV. 

 Weitere Planungsinstrumente 
1 Die Inventare und Grundlagenpläne dienen zur Orientierung über bestehende 

Verhältnisse. 

2 Richtpläne zeigen die erwünschte räumliche Entwicklung auf. Sie beruhen auf 

Leitbildern und enthalten Konzepte zu einzelnen Sachbereichen wie Siedlung, 

Verkehr, Energie, Freiraumgestaltung, Natur und Landschaft usw. oder für be-

stimmte Gebiete. 

3 Die zusätzlichen Planungsinstrumente werden vom Gemeinderat angeordnet 

und haben für das betroffene Grundeigentum keine direkte Rechtswirkung. Sie 

sind in die Beurteilung von Bauvorhaben zwecks Auslegung der Vorschriften der 

BNO beizuziehen und dienen zur Vorbereitung der Sondernutzungsplanung. 

 Planungsmehrwert 
1 Der Abgabesatz für Mehrwertabgaben beträgt 20 %. 
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 Vertragliche Mehrwertabschöpfung 
1 Der Gemeinderat ist gehalten, mit Grundeigentümerschaften Verträge zum Aus-

gleich anderer Planungsvorteile gemäss § 28a Abs. 2 BauG anzustreben und ent-

sprechende Vertragsverhandlungen zu führen, insbesondere bei:  

a) projektbezogenen Aufzonungen (beispielsweise Erhöhung der Ausnüt-

zungsziffer oder der Vollgeschosszahl), ausgenommen Bagatellfälle 

und quartierweise Aufzonungen im Rahmen von Gesamt- oder Teilre-

visionen der allgemeinen Nutzungsplanung;  

b) Umzonungen,  

c) Festlegungen von Weiler-, Materialabbau-, Deponie- oder anderen 

Spezialzonen gemäss Art. 18 RPG oder Speziallandwirtschaftszonen 

gemäss Art. 16a Abs. 3 RPG,  

d) Sondernutzungsplanungen (beispielsweise Gestaltungspläne).  

2 Beim Abschluss der Verträge beachtet der Gemeinderat insbesondere das Gebot 

der Rechtsgleichheit. 



 

 
 

3   Zonenvorschriften        

3.1 Bauzonen 

       

 Bauzonen        

1 Der Bauzonenplan scheidet folgende Bauzonen aus:        

  Schrägdach Flachdach        

Bauzonen Vollge-

schosse 

traufsei-

tige Fassa-

denhöhe 

[m] 

Gesamt-

höhe [m] 

talseitige 

Fassaden-

höhe bzw. 

Fassaden-

höhe bei 

zurückver-

setztem 

Attikage-

schoss [m] 

Gesamthöhe 

bzw. Fassaden-

höhe für Seiten-

fassade mit fas-

sadenbündigem 

Attikageschoss 

[m] 

Ausnutzung Mindestaus-

nutzung 

Dachnei-

gung 

[Grad] 

Max. Ge-

bäude-

länge [m] 

Max. Gebäu-

debreite [m] 

Grenzab-

stand [m] 

Empfindlich-

keitsstufe 

Zentrumszone Z 4 14.00 17.50 14.00 16.50 0.90 0.60 - - - 5 III 

Zone Areal Bahnhof 8 
Mind. 18 / 

max. 25 

Mind. 18 / 

max. 25 

Mind. 18 / 

max. 25 

Mind. 18 /  

max. 25 o - - - - o III 

Zone Zentrum Mutschellen 8 27.00 - 27.00 - 1.20-1.55 - - - - o III 

Einfamilienhauszone E2 2 8.00 12.00 8.00 10.50 0.40 - - - - 5 II 

Mehrfamilienhauszone M3 3 11.00 16.00 11.00 14.50 0.70 0.47 - - - 6 II 

Mehrfamilienhauszone M5 5 - 19.20 - 19.20 0.90 0.60 - - - 8 II 

Kernzone Friedlisberg KF 2 7.40 12.80 - - 0.50 - 35 - 45 25.00 12.50 5 III 

Gewerbezone A GA - - 18.00 - 18.00 
Grünflächen-

ziffer= 0.2 - - - - 5 III 

Gewerbezone B GB o o o o o o - o o o 5 III 

Gewerbezone C GC o o o o o o - o o o o III 

Spezialzone Erlemnatt SC 1 - 6.00 - 6.00 o - o o o o II 



 

 
 

Spezialzone Burkersmatt SB 2 -  12.00  - 12.00 o - o o o o II 

Spezialzone Im Aemmet SA - - - - - - - - - - - II 

Zone für öff. Bauten +  

Anlagen OeBA 
o - 16.00 - 16.00 o - o o o o II 
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2 Die mit "o" bezeichneten Masse legt der Gemeinderat unter Abwägung der be-

troffenen privaten und öffentlichen Interessen im Einzelfall fest. 

3 In den im Bauzonenplan dargestellten lärmvorbelasteten Flächen gilt die Emp-

findlichkeitsstufe III. 

4 Wo nachfolgend nichts Anderes festgelegt wird, ist sowohl die offene als auch 

die geschlossene Bauweise zulässig. 

5 Bei Grundstücken mit einer Hangneigung von 10-20 % reduziert sich die zuläs-

sige Gesamthöhe um 0.50 m; bei einer Hangneigung von mehr als 20 % reduziert 

sich diese um 1.00 m. 

6 Bei Flachdachbauten mit Attikageschoss ist die talseitige Fassadenhöhe – auch 

in der Ebene - an jenen Fassaden einzuhalten, gegenüber denen das Attikage-

schoss mindestens um das Mass seiner Höhe zurückversetzt ist. Wird auf die 

Realisierung eines Attikageschosses verzichtet, so kommt die Gesamthöhe zum 

Tragen. Ist das Attikageschoss fassadenbündig, gilt die Gesamthöhe. 

 Zentrumszone Z 
1 Die Zentrumszone Z dient der Aufwertung und Stärkung der beiden Ortszentren 

Rudolfstetten Dorf und Mutschellen in ihren kommunalen und regionalen Bedeu-

tungen. Sie ist bestimmt für eine Vielfalt an privaten und öffentlichen Handels-, 

Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, Restaurationsbetriebe, Büros, Ateliers, 

Praxen sowie weitere publikumsorientierte Nutzungen, Verkaufsnutzungen und 

für Wohnen. Zulässig sind nicht störende und mässig störende Betriebe sowie 

Nutzungen mit hohem Personenverkehrsaufkommen, die diesbezüglich als stark 

störend eingestuft werden könnten. Restaurationsbetriebe und Nutzungen mit 

hohem Personenverkehrsaufkommen sind auf den Parzellen Nrn. 890, 891 und 

892 nicht zulässig. 

2 In den Zentrumszonen ist eine angemessene und gestalterisch hochwertige Nut-

zungsdichte anzustreben. Gebäude sowie Klein- und Anbauten haben sich bezüg-

lich Stellung, Ausmass, Dachform, Dach- und Fassadengestaltung, Material und 

Farbe gut in die bestehende Überbauung einzugliedern. 

3 Für Bauten ausserhalb der Perimeter mit Gestaltungsplanpflicht setzt der Ge-

meinderat eine Fachkommission zur Beurteilung aller Bauprojekte ein. Es gelten 

erhöhte Anforderungen an Qualität und Einordnung, wobei die kommunale Bau-

behörde bereits während der Projektierung beizuziehen ist. Der Gesuchsteller 

legt Variantenstudien zweier voneinander unabhängiger Architekturbüros für 

das Überbauungs- und Freiraumkonzept dar. Dabei sind insbesondere die Volu-

mina, deren Gliederung, die Formgebung, die Proportionen, die Funktionen der 

Gebäude und Aussenräume sowie die Baumaterialien zu behandeln. Sofern die 

erhöhten Anforderungen an Qualität und Einordnung erfüllt werden, kann auf 

ein Variantenstudium verzichtet werden. Bei Bauvorhaben an Schlüsselstellen 

des Ortsbildes kann der Gemeinderat ein qualitätssicherndes Konkurrenzverfah-

ren oder Variantenstudien weiterer Architekturbüros verlangen.  
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4 Umbauten sowie Sanierungen im Bestand können ohne Variantenstudien bewil-

ligt werden, sofern sie sich gestalterisch gut in die bestehende Überbauung ein-

ordnen. 

5 Im Ortszentrum Rudolfstetten Dorf sind die zugehörigen Aussenräume Teil des 

Ortsbildes. Sie sind so zu gestalten, dass eine gute Gesamtwirkung entsteht. 

6 Anlagen zur Anlieferung und Parkierung sind wo immer möglich und zumutbar 

als Gemeinschaftslösung vorzusehen. Die Pflichtparkfelder sind unter Berücksich-

tigung von § 64 vorzugsweise unterirdisch erstellen. 

7 Von § 17 Abs. 1 abweichende Grenzabstände legt der Gemeinderat unter Ab-

wägung der betroffenen privaten und öffentlichen Interessen sowie nach Mass-

gabe der Planungsgrundsätze im Einzelfall fest.  

 Zone Areal Bahnhof  
1 Die Zone Areal Bahnhof ist der Zentrumszone überlagert. Soweit nachstehend 

nichts Abweichendes festgelegt ist, gelten die Vorschriften der Zentrumszone. 

2 Die Zone Areal Bahnhof bezweckt den Bau von höheren Gebäuden im Bereich 

des Bahnhofareals. Insbesondere wird angestrebt: 

- Städtebauliche Nutzungsintensivierung und Stärkung der Standorti-

dentität als Orientierungspunkt (Stellung, Ausmass, Dachform, Dach- 

und Fassadengestaltung, Material, Farbe) auf dem Bahnhofsareal im 

Zentrum der Gemeinde 

- Setzung eines baulichen Akzents in Bahnhofsnähe in der Kernzone Dorf 

- Keine räumliche Zäsur/Abriegelung des Bahnhofs vom umgebenden 

Siedlungsgebiet 

- Grosszügiger, platzartiger und identitätsstiftender Aussenraum mit Öf-

fentlichkeitscharakter und hoher Aufenthaltsqualität 

- Durchlässige Freiraumgestaltung vom und zum Bahnhof sowie der 

Fussgängerunterführung 

- Berücksichtigung der Interessen der verschiedenen Akteure des Ver-

kehrs im städtebaulichen Konzept und der Umgebungs- und Freiraum-

gestaltung 

- Erstellung einer Bushaltestelle auf dem Areal Bahnhof 

3 Zulässig sind die Nutzungen Wohnen, Geschäfte (Büro, Dienstleistungen, Gast-

ronomie) sowie öffentliche Nutzungen. Nutzungen mit ideellen Immissionen und 

insbesondere Lagerhäuser, Verteilzentren, Einkaufszentren, Bordelle, Nachtclubs, 

Sexkinos, Tierheime und Tankstellen sind nicht zulässig. Im 1. Vollgeschoss (EG) 

sind grundsätzlich öffentliche Nutzungen oder eine Nutzung im öffentlichen Inte-

resse unter Einbezug des Aussenraumes vorzusehen. 

4 Für Verkaufsnutzungen beträgt die zulässige Verkaufsfläche pro Gebäude im 

Maximum 500 m2.  

Städtebau 

Freiraum 

Verkehr 
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5 In der Zone Areal Bahnhof sind maximal 8 Vollgeschosse zulässig. Die Fassaden- 

und Gesamthöhe beträgt im Minimum 18 m und im Maximum 25 m. Zusätzliche 

Attikageschosse sind nicht zulässig. Unter Einhaltung der maximalen Fassaden- 

und Gesamthöhe kann für gewerblich genutzte 1. Vollgeschosse (EG) die Ge-

schosshöhe 4 m betragen. Die Ausnutzung, die Dachneigung sowie die maxima-

len Gebäudelängen und -breiten legt der Gemeinderat unter Abwägung der be-

troffenen privaten und öffentlichen Interessen im Einzelfall fest. 

6 Für Bauten in der Zone Areal Bahnhof ist zwingend ein Gestaltungsplan zu er-

stellen. Im Rahmen des Gestaltungsplanes darf von der maximalen Geschoss-

zahl sowie von der maximalen Fassaden- und Gesamthöhe nicht abgewichen 

werden. 

Als Grundlage des Gestaltungsplanes ist die Erarbeitung eines Richtprojekts al-

lenfalls, nach Massgabe des Gemeinderats, mit vorgängiger Durchführung eines 

Wettbewerbs oder einer Testplanung, zwingend. Die Beurteilung des Gestal-

tungsplanes hat über das Areal hinauszureichen und die Entwicklung des ge-

samten Quartiers zu umfassen. Der Gestaltungsplan hat sicherzustellen, dass 

die höheren Bauten städtebaulich und verkehrstechnisch vertretbar sind sowie 

zusammen mit dem Freiraum eine standortgerechte Nutzung gewährleistet 

wird. Er beinhaltet insbesondere: 

- den Beitrag des Vorhabens zu einer guten Standortidentität 

- die Sicherung der erhöhten Anforderungen an die Architektur und den 

Freiraum gemäss Zielsetzungen in Abs. 2 

- die Behandlung der städtebaulich verträglichen Gesamthöhe, Volumet-

rie und Einfügung m die Umgebung, welche besondere Rücksicht auf 

die nähere Umgebung nimmt, namentlich den Schattenwurf 

- Freiraumkonzept mit Nutzung und Gestaltung der Aussenräume und 

des angrenzenden Strassenraumes gemäss Zielvorgaben in Abs. 2 

- ein Mobilitätskonzept (inkl. Erschliessung und Parkierung), welches 

eine nachhaltige Mobilität mit Fokus öffentlicher Verkehr und Lang-

samverkehr zum Ziel hat und diese mittels Massnahmen des Mobili-

tätsmanagements sicherstellt. Das Mobilitätskonzept ist spätestens im 

Rahmen des Baubewilligungsverfahrens vorzulegen 

- die Limitierung des Parkfelderangebots entsprechend der Lage am 

Bahnhof und den realisierten Nutzungen 

- ein Modell zur Visualisierung der städtebaulichen Wirkung und der Vo-

lumenverteilung. 

 Zone Zentrum Mutschellen 
1 Die Zone Zentrum Mutschellen ist der Zentrumszone überlagert. Soweit nach-

stehend nicht abweichend festgelegt, gelten die Vorschriften der Zentrumszone. 

2 Nicht zulässig sind Tankstellen und Tankstellenshops sowie Lager- und Logistik-

betriebe. 

3 In den 1. Vollgeschossen entlang dem neuen Stadtplatz sind grundsätzlich pub-

likumsorientierte Nutzungen unter Einbezug des Aussenraums und mit einer an-

gemessenen Geschosshöhe vorzusehen. Wohnnutzungen sind hier nicht zulässig. 
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4 Für Verkaufsnutzungen beschränkt sich die zulässige Verkaufsfläche pro Ge-

bäude auf maximal 800 m2.  

5 Der Mindestwohnanteil beträgt 70 %. Der Wohnanteil entspricht dem Verhältnis 

zwischen der zu Wohnzwecken genutzten Geschossfläche und der anrechenbaren 

Geschossfläche. Der Mindestwohnanteil ist gesamthaft über die Zone Zentrum 

Mutschellen einzuhalten. Ein Austausch im Rahmen von Dienstbarkeitsverträgen 

ist möglich. Es ist ein der Lage angemessenes, möglichst differenziertes Wohn-

angebot sicherzustellen. 

6 In dem im Bauzonenplan bezeichneten Bereich ist ein öffentlicher Stadtplatz als 

städtebaulicher Akzent mit hoher Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität sowie ei-

ner Mindestgrösse von 1'000 m2 zu erstellen. Die notwendigen Voraussetzungen 

sind mittels öffentlich-rechtlichen bzw. privatrechtlichen Verträgen zu schaffen. 

Diese haben spätestens zum Zeitpunkt der Genehmigung der Teiländerung Nut-

zungsplanung „Mutschellen - Bolleri“ vorzuliegen. 

7 In der Zone Zentrum Mutschellen ist eine Ausnützungsziffer von maximal 1.2 

zulässig. Attikageschosse sind nicht zulässig. Eine weitere Erhöhung der Ausnüt-

zungsziffer (z. B. aufgrund von Arealüberbauung oder Ökobonus) ist ausge-

schlossen. Es sind nur Flachdächer zulässig. Bauten und Anlagen haben hohen 

Anforderungen hinsichtlich Grundrissgestaltung, Fassadengestaltung und Materi-

alisierung, Energieeffizienz, Aussen- und Freiraumgestaltung zu genügen. 

8 Wird ein qualitativ hochwertiges Konkurrenzverfahren durchgeführt, ist eine 

Ausnützungsziffer von maximal 1.55 zulässig. Die Gemeinde ist bei der Festle-

gung dieses Verfahrens sowie bei dessen Durchführung in geeigneter Weise mit 

einzubeziehen. Die Mindestinhalte des qualitativ hochwertigen Konkurrenzverfah-

rens sind: 

- Gebäude (Proportionierung, Fassadengestaltung mit Materialisierung); 

- Freiraum- und Umgebungsgestaltung, Platzierung von Kleinbauten; 

- Stadtplatz (Gestaltung, Bepflanzung, Möblierung, Beleuchtung); 

- Übergangsbereich zwischen Gebäude und Stadtplatz (inkl. Gestaltung 

der publikumsorientierten 1. Vollgeschosse (EG)) 

9 Im Gebiet nördlich der Mutschellenstrasse ist im Rahmen der in Abs. 8 formu-

lierten Situation ein höheres Haus mit maximal 8 Vollgeschossen und einer maxi-

malen Fassadenhöhe von 27 m zulässig. Im Rahmen des Gestaltungsplans darf 

von dieser maximalen Geschosszahl und der maximalen Fassadenhöhe nicht ab-

gewichen werden. 

10 Die abschliessende Beurteilung aller Bauprojekte hat im Rahmen des Bauge-

suchs durch eine kommunale Fachkommission (z. B. Baukommission) mit ausge-

wiesenen Experten und unter Berücksichtigung der in Abs. 7 formulierten hohen 

Anforderungen zu erfolgen. Die Fachkommission ist vom Gemeinderat einzuset-

zen. 

11 Für Bauten in der Zone Zentrum Mutschellen ist zwingend ein Gestaltungsplan 

zu erstellen. 
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12 Es sind maximal zwei Teilgestaltungspläne zulässig, sofern diese die nachfol-

genden Anforderungen erfüllen:  

- Abstimmung der Umsetzung des Stadtplatzes und der Gebäude; 

- Schaffung der Voraussetzungen für eine zentrale unterirdische Sam-

melgarage bzw. einen Zusammenschluss der Tiefgaragen der Teilge-

staltungsplangebiete; 

- Abstimmung der Anzahl und Anordnung der oberirdischen Parkplätze; 

- Abstimmung der Umgebungsgestaltung. 

 Wohnzonen  
1 Die Wohnzonen E2, M3 und M5 dienen dem Wohnen. Kleinbetriebe (Gewerbe, 

Dienstleistungsbetriebe) sind zugelassen, sofern es sich um nicht störende Be-

triebe handelt. 

2 Die zweigeschossige Einfamilienhauszone E2 ist bestimmt für freistehende  

oder einseitig zusammengebaute Einfamilienhäuser und freistehende Zweifamili-

enhäuser sowie Terrassenhäuser. Pro Einfamilienhaus ist eine zusätzliche 

Wohneinheit zulässig. 

3 Die Erstellung von Reiheneinfamilienhäusern ist nur im Rahmen von Gestal-

tungsplänen gestattet.  

4 Bei Terrassenhäusern darf die Gesamtanlage eine Höhe von 5 in Erscheinung 

tretenden Gebäudestufen nicht übersteigen. Die Gesamthöhe für Flachdachbau-

ten gilt als Profillinie. 

5 Terrassenflächen von Terrassenbauten sind möglichst zu einem grossen Anteil 

unversiegelt zu gestalten und zu begrünen. Die versiegelte Fläche darf pro 

Wohneinheit max. 100 m2 betragen. 

6 Bei Terrassenhäusern dürfen die Seitenfronten nicht fensterlos sein und keine 

Mauerwirkung erzeugen. 

7 Allfällige Gewerbebetriebe haben auf den Wohncharakter der Zone Rücksicht zu 

nehmen, dürfen jedoch nicht mehr als 1/3 der anrechenbaren Geschossfläche 

belegen. 

8 Die Zone M3 ist für Mehrfamilienhäuser bestimmt. Der Neubau von freistehen-

den Ein- und Zweifamilienhäusern ist nicht zulässig.  

9 Im Gebiet Hofacker ist im Baubewilligungsverfahren der Nachweis zu erbrin-

gen, dass sämtliche Fenster von lärmempfindlichen Wohnräumen durch geeig-

nete Anordnung bzw. bauliche Massnahmen eine Gesamtdämpfung von 

24 dB(A) gegenüber der Bernstrasse (K127) aufweisen.  

10 Die Zone M5 ist für Mehrfamilienhäuser bis zu 5 Vollgeschossen bestimmt. Bei 

Neubauten sind Bauten mit mindestens 3 Vollgeschossen zu erstellen. Im Weite-

ren gelten die Bestimmungen der Erhaltungs- und Erneuerungszone Untere 

Dorfstrasse. 

Wohnzone generell 

Einfamilienhauszone E2 

Siehe Anhang 

Mehrfamilienhauszone 
M3 

Mehrfamilienhauszone 
M5 
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 Erhaltungs- und Erneuerungszone Untere Dorfstrasse 
1 Die Erhaltungs- und Erneuerungszone dient der Erhaltung, Erneuerung und Wei-

terentwicklung der bestehenden Überbauungen unter Berücksichtigung einer ein-

heitlichen Quartierstruktur sowie den prägenden Frei- und Strassenräumen. Zu-

lässig ist die Wohnnutzung gemäss § 21 Abs. 1 und 8 bzw. 10. 

2 Die Erhaltungs- und Erneuerungszone ist teilweise überlagert mit einer Gestal-

tungsplanpflicht gemäss § 5 und § 7.  

3 Für Ersatz- und Umbauten sowie Sanierungen ist der bei Inkrafttreten dieser 

BNO vorhandene, rechtmässig bewilligte bauliche Bestand massgebend. In Ge-

bieten mit Gestaltungsplanpflicht können Ersatz-, Umbauten sowie Sanierungen 

im Bestand ohne Gestaltungsplan bewilligt werden, sofern sie sich gestalterisch 

gut in die bestehende Überbauung einordnen. Bei Neu- bzw. Ersatzbauten und 

grösseren Umbauten darf in diesem Fall das rechtmässig bewilligte Bauvolumen 

nicht bzw. gem. Abs. 4 nur unwesentlich vergrössert werden und es gilt das qua-

litätssichernde Verfahren gem. Abs. 5 dieser Vorschrift.   

4 Die Baubewilligungsbehörde kann bauliche Erweiterungen in Gebieten mit Ge-

staltungsplanpflicht, die über den vorhandenen, rechtmässig bewilligten Bestand 

hinausgehen, ohne Gestaltungsplan bewilligen, sofern sie von untergeordneter 

Bedeutung sind und sich gut in das Gesamtkonzept einordnen. Dazu gehören 

nicht an die Ausnützungsziffer anrechenbare Geschossflächen im Sinne von § 32 

Abs. 2 BauV sowie ausserhalb der Gebäudehülle liegende Bauteile gemäss § 32 

Abs. 3 BauV, wie verglaste Balkone, Sitzplätze und Wintergärten, sofern sie keine 

heiztechnischen Installationen aufweisen. 

5 Für die Beurteilung von Baugesuchen in der Erhaltungs- und Erneuerungszone 

kann der Gemeinderat auf Kosten der Bauherrschaft Fachgutachten eines unab-

hängigen und sachverständigen Fachberaters einholen oder eine Fachkommis-

sion beiziehen. Für Neubauten ausserhalb der Gestaltungsplanpflicht legt der 

Gesuchsteller Variantenstudien zweier voneinander unabhängiger Architekturbü-

ros für das Überbauungs- und Freiraumkonzept dar. Dabei sind insbesondere 

die Volumina, deren Gliederung, die Formgebung, die Proportionen, die Funktio-

nen der Gebäude und Aussenräume sowie die Baumaterialien zu behandeln. So-

fern die erhöhten Anforderungen an Qualität und Einordnung erfüllt werden, 

kann auf ein Variantenstudium verzichtet werden.  

 Kernzone Friedlisberg KF 
1 Die Kernzone Friedlisberg ist für Wohnbauten bestimmt. Kleingewerbliche und 

landwirtschaftliche Nutzungen sind zugelassen, sofern sie den Charakter der Zone 

nicht stören. 

2 Der Ortskern ist in seiner räumlichen und baulichen Struktur zu erhalten und zu 

ergänzen. 

3 Alle Bauten haben sich bezüglich Stellung, Ausmass, Dachform, Dach- und Fas-

sadengestaltung, Materialien und Farbe gut in die gewachsene Siedlungsstruktur 

einzufügen. 
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4 Neue Gebäude am nordwestlichen Ortsrand sind so anzuordnen und zu gestal-

ten, dass die empfindliche Ortsrandlage sowie die Sicht auf die Kapelle möglichst 

wenig beeinträchtigt werden. 

5 Die zugehörigen Aussenräume sind Teil des Ortsbildes. Sie sind so zu gestalten, 

dass eine gute Gesamtwirkung entsteht. 

 

6 Für Fassaden sind Verputz, Holz oder Naturstein zu verwenden. Der Gemeinde-

rat kann bei guten architektonischen Lösungen sowie zur Förderung der Nutzung 

alternativer Energien Ausnahmen gestatten. 

7 Fenster haben gute, auf die Fassade abgestimmte Proportionen aufzuweisen. 

Grossflächige Mauerdurchbrüche wie durchgehende Schaufensterfronten oder of-

fene Giebeldreiecke sind nicht gestattet. 

8 Balkone sind gestattet, soweit sie nicht wesentlich über den Dachvorsprung hin-

ausragen. 

9 In der Kernzone Friedlisberg sind für Gebäude nur Giebeldächer mit einer Nei-

gung von 35° bis 45° gestattet. 

10 Für Klein- und Anbauten sind bei guter Eingliederung auch andere Dachfor-

men mit geringerer Neigung zulässig. 

11 Für Dächer sind Ziegel oder ähnlich wirkende Bedachungsmaterialien zu ver-

wenden. Grossformatige Platten (Welleneternit u. dgl.) sind nicht gestattet. Der 

Gemeinderat kann Ausnahmen für Solaranlagen bewilligen. 

12 Giebel- und traufseitige Dachvorsprünge sind zu erhalten oder zu erneuern. 

13 Fahrzeugabstellplätze und Zufahrten zu Garagen sind möglichst unauffällig in 

die Umgebung einzugliedern.  

14 Bei der Errichtung von Neubauten und Anlagen ist dem vorhandenen Baum-

bestand Rechnung zu tragen und dieser nach Möglichkeit in die Überbauung ein-

zubeziehen. Bei Ersatz- und Neupflanzungen sind einheimische, standortgerechte 

Bäume und Sträucher zu wählen. 

15 Aussenrenovationen mit Farb- und Materialveränderungen sind bewilligungs-

pflichtig. 

 Gewerbezonen generell 
1 In den Gewerbezonen sind Bauten und Anlagen für gewerbliche und industrielle 

Nutzungen sowie für Dienstleistungsbetriebe gemäss dem jeweiligen Nutzungs-

zweck zulässig. Es sind nicht störende und mässig störende Betriebe zulässig. 

Wohnnutzungen sind nur in der Gewerbezone A zulässig. 

2 Nicht zulässig sind reine Lager- und Logistikbetriebe, Verteilzentren sowie wei-

tere publikums- oder verkehrsintensive Nutzungen. 

Fassadengestaltung 

Dachgestaltung 

Umgebungsgestaltung 
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3 Die Versiegelung von Aussenflächen ist auf ein Minimum zu beschränken. Park-

flächen, Wege und Plätze sind wasserdurchlässig zu gestalten, sofern die betrieb-

lichen Abläufe dem nicht entgegenstehen. Unversiegelte Flächen sind möglichst 

naturnah zu gestalten. Flachdächer sind, soweit sie nicht als Terrassen genutzt 

werden, extensiv zu begrünen. 

4 Es ist ein Umgebungs- und Bepflanzungsplan einzureichen. 

 Gewerbezone GA 
1 Pro Liegenschaft darf in der Gewerbezone ausschliesslich eine Wohnung für und 

durch den Betriebsinhaber/Eigentümer der Unternehmung bzw. des Grundstücks 

oder das betriebliche Personal, welches aus betriebstechnischen Gründen wie für 

das Überwachen von Maschinen, Apparaten und Betriebsvorgängen an eine stän-

dige Anwesenheit auf dem Betriebsareal gebunden ist, erstellt und genutzt wer-

den. Diese Wohnungen dürfen maximal 15 % der realisierten anrechenbaren Ge-

schossfläche oder maximal 180 m2 Wohnfläche nicht überschreiten. 

2 Der Gemeinderat kann eine Abweichung von der festgelegten Gesamthöhe bis 

maximal 21 m bewilligen, sofern dies aufgrund von betrieblichen Erfordernissen 

bzw. der Erschliessung nachweislich erforderlich ist. 

 Gewerbezone GB 
1 Pro Liegenschaft darf in der Gewerbezone ausschliesslich eine Wohnung für und 

durch den Betriebsinhaber/Eigentümer der Unternehmung bzw. des Grundstücks 

oder das betriebliche Personal, welches aus betriebstechnischen Gründen wie für 

das Überwachen von Maschinen, Apparaten und Betriebsvorgängen an eine stän-

dige Anwesenheit auf dem Betriebsareal gebunden ist, erstellt und genutzt wer-

den. Diese Wohnungen dürfen maximal 15 % der realisierten anrechenbaren Ge-

schossfläche oder maximal 180 m2 Wohnfläche nicht überschreiten. 

2 Gewerbliche Bauten haben gegenüber der Strassenparzelle und der Bahnpar-

zelle und den Zonengrenzen einen Abstand von 5 m einzuhalten. 

 Gewerbezone GC 
1 Diese Zone wird für eine Werkplatznutzung ausgeschieden, dabei können La-

gerplätze für Gartenbaumaterial, für Humus, Torf, Abdeckmaterial etc., Topfkul-

turen, Containerpflanzen sowie Treibbeete für Saatzucht vorgesehen werden. Ge-

werblich genutzte Fahrzeuge und Maschinen können offen oder in eingeschossi-

gen, offenen Unterständen abgestellt werden. Einzelne betriebsnotwendige Bau-

ten dürfen erstellt werden. 

 Spezialzone Erlenmatt SE 
1 Diese Zone ist für Sportanlagen bestimmt. 

2 Eingeschossige Bauten sind gestattet. 

3 Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen Ausnahmen von den festgelegten 

Gesamthöhen bewilligen. Die übrige Baumasse und Abstände legt der Gemein-

derat unter Berücksichtigung privater und öffentlicher Interessen fest. 
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 Spezialzone Burkertsmatt SB 
1 Diese Zone ist für ein Sport-, Freizeit- und Begegnungszentrum bestimmt. 

2 Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen Ausnahmen von den festgelegten 

Gesamthöhen bewilligen. Die übrigen Baumasse und Abstände legt der Gemein-

derat unter Berücksichtigung privater und öffentlicher Interessen fest. 

 Spezialzone Im Aemmet SA 
1 Diese Zone ist für Spiel- und Freizeitanlagen bestimmt. 

 Zone für öffentliche Bauten und Anlagen OeBA 
1 Die Zone für öffentliche Bauten und Anlagen OeBA ist für Bauten und Anlagen 

bestimmt, die dem öffentlichen Interesse dienen. 

2 Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen Ausnahmen von den festgelegten 

Gesamthöhen bewilligen. Die übrigen Baumasse und Abstände legt der Gemein-

derat unter Berücksichtigung privater und öffentlicher Interessen fest. Gegenüber 

angrenzenden Wohnzonen sind deren Abstands- und Höhenvorschriften einzu-

halten. 

3 Im Gebiet Neumatt gilt die Empfindlichkeitsstufe III. 

3.2 Landwirtschaftszone 

 Landwirtschaftszone LW 
1 Die Landwirtschaftszone LW ist für die bodenabhängige landwirtschaftliche und 

gartenbauliche Produktion bestimmt. 

2 Die Zulässigkeit von weiteren Produktionsmethoden und Nutzungsformen rich-

tet sich nach eidgenössischem Recht. 

3 Ersatzaufforstungen sowie Anlagen zum ökologischen Ausgleich bis 50 a pro 

Anlage sind zulässig, soweit keine überwiegenden, insbesondere landwirtschaft-

lichen Interessen entgegenstehen. 

 Bauten in der Landwirtschaftszone 
1 Für alle Bauten und Anlagen ist ein – in Abwägung sämtlicher betroffener Inte-

ressen – optimaler Standort zu wählen. Sie haben sich unter Wahrung der be-

trieblichen Erfordernisse in Bezug auf Ausmass, Gestaltung, Stellung sowie Be-

pflanzung gut in die Landschaft einzufügen. 

2 Für Wohngebäude sind zwei Vollgeschosse erlaubt. Im Übrigen werden Bau-

masse und Abstände von der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung der 

tatsächlichen Verhältnisse und der bau- und feuerpolizeilichen sowie wohnhygie-

nischen Erfordernisse festgelegt. Es gilt für alle Bauten gegenüber den angren-

zenden privaten Grundstücken generell ein Grenzabstand aus der halben Gesamt-

höhe, mindestens aber 4 m. 

3 In der Landwirtschaftszone gilt die Empfindlichkeitsstufe III. 
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3.3 Schutzzonen 

 Naturschutzzone im Kulturland 
1 Die Naturschutzzonen NS dienen der Erhaltung und Entwicklung von Lebens-

räumen schutzwürdiger Pflanzen und Tiere sowie der Erhaltung von geologisch 

wertvollen Objekten. 

2 Soweit nachstehend nichts anderes festgelegt wird, sind Bauten, Anlagen, dem 

Schutzziel zuwiderlaufende Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttun-

gen, Ablagerungen), Bewässerung, Entwässerung, Umbruch, Verwendung von 

Pflanzenschutz- und Unkrautvertilgungsmitteln, Düngung, Mulchen und Auffors-

tung nicht gestattet. Wo ein Schnitt erfolgt, ist das Schnittgut nach der Mahd 

abzuräumen.  

3 In den Naturschutzzonen ist alles zu unterlassen, was die Pflanzen- und Tierwelt 

beeinträchtigen kann. Verboten ist insbesondere das Verlassen der Wege, das 

Anzünden von Feuern ausserhalb der hierfür vorgesehenen Stellen, die Durch-

führung von Festen und sportlichen Veranstaltungen sowie das freie Laufenlassen 

von Hunden. 

4 Bauten, Anlagen und andere Massnahmen zur Erhaltung und Förderung der Na-

turwerte und zur Optimierung der Schutzziele können bewilligt werden. 

5 Naturschutzzonen dürfen betreten werden  

a) für die Bewirtschaftung und Unterhaltsarbeiten  

b) für die Überwachung  

c) für wissenschaftliche Untersuchungen  

d) für geführte Exkursionen  

e) für Jagd und Fischerei gemäss entsprechendem Pachtvertrag  

Für c) und d) sind vorgängig die Bewilligung des Gemeinderats sowie die Erlaub-

nis der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer einzuholen. 

6 Vorbehalten bleiben Vereinbarungen zwischen den Bewirtschaftenden und der 

Gemeinde bzw. dem Kanton zur Abgeltung ökologischer Leistungen, wobei nach 

Bedarf weitere, dem Schutzziel entsprechende und im Einzelfall festzulegende 

Anforderungen und Bedingungen zu erfüllen sind. 
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7 Folgende Naturschutzzonen werden ausgeschieden: 

Zone Bezeich-

nung im 

Plan 

Schutzziel Bewirtschaftung und Unterhalt, Nutzungs-

einschränkungen 

Magerwiese / 

Trockenstandort 

T Erhaltung und Förderung der ty-

pischen, auf einen Lebensraum 

mit nährstoffarmen, trockenen 

Bedingungen angewiesenen 

Pflanzen und Tierarten.   

Artenreiche Heuwiese (hoher Anteil Ma-

gerkeitszeiger), bei fehlendem Bewirt-

schaftungsvertrag erster Schnitt ab 

15. Juni (je nach Situation 1. Juli). 

In Ausnahmefällen ist eine schonende 

Herbstweide mit Rindern möglich. 

Auf den Parzellen-Nrn. 378 und 46 sind 

angrenzend an die Naturschutzzone aus-

reichende Nährstoffpufferflächen zu defi-

nieren und in einem Bewirtschaftungsver-

trag (z. B. gemäss Programm Labiola) fest-

zuhalten. 

Feuchtstandort F  keine Beweidung, kein Betreten, Bauten 

im Interesse des Schutzziels gestattet (z.B. 

Weiher, Renaturierungsmassnahmen), bei 

den Streuwiesen (Riedwiese/Flachmoor) 

Streuschnitt im Herbst/Winter 

Auf der Parzelle-Nr. 844 ist angrenzend an 

die Naturschutzzone eine ausreichende 

Nährstoffpufferfläche zu definieren und in 

einem Bewirtschaftungsvertrag (z. B. ge-

mäss Programm Labiola) festzuhalten. 

Fromentalwiese FW Nährstoff-Pufferzone für das 

Hangried Chapf Artenreiche 

Heuwiese 

Heuschnitt bei Blüte der Obergräser, Emd-

schnitt,  

Düngung nur mit festen Hofdüngern, 

keine Flüssigdünger, 

keine Stickstoff-Mineraldünger, Herbst-

weide mit Rindern oder ausnahmsweise 3. 

Schnitt 
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 Naturschutzzone Wald 
1 Die Naturschutzzone Wald NSW dient der Erhaltung und Förderung seltener 

Waldgesellschaften und besonderer Waldstrukturen als Lebensraum schutzwür-

diger Pflanzen und Tiere. 

2 Die Bestände sind nach Möglichkeit auf natürliche Art zu verjüngen, wobei 

standortheimische Baumarten zu erhalten und fördern sind. Bereichernde Struk-

turen und Totholz sind zu belassen. Sämtliche Holzschläge auf kleinflächigem 

Waldeigentum (kleiner als 20 ha; betrifft v.a. Privatwald) sind durch den Revier-

förster vorgängig anzuzeichnen (§ 28 Verordnung zum Waldgesetz des Kantons 

Aargau (AWaV)). 

3 Für die folgenden Ausprägungen der Naturschutzzone Wald gelten zusätzliche 

Pflegemassnahmen bzw. Nutzungseinschränkungen: 

Bezeichnung im 

Plan Schutzzone 

Schutzziel Pflegemassnahmen, Nutzungsein-

schränkungen 

N 

Generell 

Naturwaldgemässe Bestockung - Verjüngung ausschliesslich mit 

standortheimischen Baumarten 

- Standortfremde Baumarten mittel-

fristig entfernen 

N 

Chindloo und  

Gulibach 

Naturnaher Laubmischwald mit 

standortheimischen Baumarten 

- Keine Störung des natürlichen Was-

serhaushaltes 

N  

Warmloo 

Naturnaher, alt- und totholzrei-

cher Laubmischwald mit alten Ei-

chen, Buchen und Eschen 

Bachtobel als geomorphologisch 

und ökologisch wertvoller Stand-

ort erhalten 

- Altholzinsel schaffen 

- Bachtobel in ursprünglicher Form er-

halten 

A 

Buholz 

Altholzinsel mit unbeeinflusstem 

Alterungs- und Zersetzungspro-

zess, Naturwald 

- Verzicht auf jegliche Nutzung bis 

zum natürlichen Zerfall des Bestands 

N 

Gulibachtobel 

Bachtobel des Gulibachs als geo-

morphologisch und ökologisch 

wertvollen Standort erhalten; 

naturnaher Laubwald 

- Sicherung der Bachufer durch inge-

nieur-biologische Massnahmen 

N 

Chapf 

Ergänzung Schutzgebiet Chapf - Gemäss spez. kant. Pflegekonzept 
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 Fliessgewässerzone 
1 Die Fliessgewässerzone dient der Gewährleistung der natürlichen Funktion des 

Gewässers, des Hochwasserschutzes sowie der Gewässernutzung. 

2 Die Zulässigkeit von Bauten, Anlagen und Nutzungen richtet sich nach den 

Bestimmungen des § 38 Abs. 2. 

3.4 Überlagerte Schutzzonen 

 Landschaftsschutzzone LS 
1 Die Landschaftsschutzzone LS ist der Landwirtschaftszone LW überlagert. Sie 

dient der Erhaltung der weitgehend unverbauten und naturnahen Landschaft in 

ihrem Aussehen und ihrer Eigenart. 

2 Die zulässige Nutzung richtet sich unter Vorbehalt nachstehender Einschränkun-

gen nach der Landwirtschaftszone. Von den in den Absätzen 3 und 4 genannten 

Ausnahmen abgesehen sind Bauten und Anlagen, Terrainveränderungen (Abgra-

bungen, Aufschüttungen, Ablagerungen) verboten. 

3 Kleinere Terrainveränderungen, Bienenhäuschen, Weide- und Feldunterstände, 

mobile Hühnerställe für die Freilandhaltung, Fahrnisbauten, betriebsnotwendige 

Installationen (Witterungsschutzanlagen usw.), die der Bewirtschaftung dienen, 

sowie weitere Bauten und Anlagen wie für den ökologischen Ausgleich, Renatu-

rierungsmassnahmen, Flur- und Wanderwege sowie Terrainveränderungen für 

die Bodenverbesserung, Bauten für den Hochwasserschutz oder Ähnliches kön-

nen bewilligt werden, wenn sie auf den Standort angewiesen sind und keine 

überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

4 Darüber hinausgehende, neue landwirtschaftliche Bauten und Anlagen können 

nur im Zusammenhang mit bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben an den 

im Kulturlandplan mit Symbol "L" bezeichneten Standorten bewilligt werden. Sie 

dürfen das Schutzziel nicht übermässig beeinträchtigen. Bei der Festlegung der 

Baumasse und der Gestaltungsvorschriften gelten hohe Anforderungen an die 

Einpassung in die Landschaft. 

 Gewässerraumzone (Überlagerte Zone) 
1 Die Gewässerraumzone bezweckt die Freihaltung des Gewässerraums sämtli-

cher Gewässer mit ihren Uferstreifen. Sie dient dem Hochwasserschutz, der Si-

cherstellung des erforderlichen Raums für die Revitalisierung sowie den Interes-

sen des Natur- und Landschaftsschutzes. Sie überlagert andere Zonen. 

2 Innerhalb der Gewässerraumzone richtet sich die Zulässigkeit von Bauten, An-

lagen und Nutzungen nach den Bestimmungen des Bundesrechts, insbesondere 

nach Art. 41c GSchV. Die Ufervegetation ist geschützt. Es sind ausschliesslich 

einheimische, standortgerechte Pflanzen zulässig. 
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 Abstand für Bauten und Anlagen gegenüber Gewässern 
1 Bei offenen Fliessgewässern ausserhalb der Bauzonen mit einer Gerinnesohlen-

breite von weniger als 2 m beträgt der Abstand für Bauten und Anlagen zum 

Rand der Gerinnesohle mindestens 6 m, sofern diese nicht gestützt auf Art. 41c 

GSchV im Gewässerraum erstellt werden dürfen. 

 Wildtierkorridor 
1 Im Bereich der im KLP ausgeschiedenen Wildtierkorridore ist die Durchgängig-

keit ungeschmälert zu erhalten und bei bestehenden Behinderungen soweit 

möglich zu verbessern. Lichtemissionen sind zu vermeiden. 

2 Bauten und Anlagen, die den freien Wildtierdurchgang behindern, sind nicht 

zulässig. Insbesondere gilt in Abweichung von § 49 BauV eine Baubewilligungs-

pflicht für permanente Einfriedungen mit Maschendraht, Tiergehege, Stützmau-

ern und weitere Anlagen, die als Barriere für Tierbewegungen wirken können. 

3 Im Baugesuch ist die Notwendigkeit des Vorhabens zu belegen und der Nach-

weis zu erbringen, dass sich die Durchgängigkeit der betroffenen Landschafts-

kammer für Wildtiere nicht verschlechtert. 

 Hochstamm-Obstgärten 
1 Die Bäume in den im BZP und KLP bezeichneten Hochstamm-Obstgärten sind 

geschützt. 

2 Abgehende Bäume müssen im selben Bereich ersetzt werden. Als Ersatz wer-

den Hochstammobstbäume und Feldbäume anerkannt. 
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3.5 Schutzobjekte 

 Naturobjekte 
1 Die im Bauzonen-/Kulturlandplan bezeichneten und im Anhang C aufgelisteten 

Naturobjekte sind geschützt, dürfen nicht beseitigt werden und sind fachgerecht 

zu unterhalten. Abgehende Baumreihen, Baumgruppen und Einzelbäume müssen 

im selben Bereich ersetzt werden. 

2 Folgende Naturobjekte sind geschützt: 

Naturobjekt Bezeich-

nung im 

Plan 

Schutzziel Pflegemassnahmen, Nut-

zungseinschränkungen 

Baumreihen, 

Baumgrup-

pen, Einzel-

bäume 

B - Siedlungs- und land-

schaftsprägendes Naturele-

ment 

- Kulturrelikt 

- Verjüngung ausschliesslich 

mit standortheimischen 

Baumarten 

- Standortfremde Baumarten 

mittelfristig entfernen 

Hecken, Feld- 

und Uferge-

hölze  

H - Brut- und Nahrungsbiotop 

- Gliederung der Landschaft 

- Trittstein, Vernetzungsele-

ment 

- Windschutz 

- vielfältiger Übergangsbe-

reich Wald-Kulturland 

- Artenreichtum 

- Struktur erhalten 

- periodisch zurückschnei-

den/verjüngen 

- im gleichen Jahr nicht mehr 

als 1/3 auf den Stock setzen 

- teilweise Artenzusammenset-

zung verbessern 

- Keine Bauten, Ablagerungen 

und Depots innerhalb des 

Pufferstreifen 

Geschützter 

Waldrand 

GW - Waldrand stufig strukturiert 

anlegen und erhalten (perio-

disch verjüngen) 

- keine vorgelagerten Auffors-

tungen 

- extensiv bewirtschafteten 

Krautsaum (Breite 3 m) vor-

lagern (kein Mulchen, keine 

Siloballen lagern) 

Geologische 

Objekte 

Geo - Naturelement - keine Beeinträchtigung der 

Findlinge und Strukturen 
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 Bauten und Objekte mit Substanz- und Volumenschutz 
1 Die im Bauzonen-/Kulturlandplan rosa bezeichneten Bauten und Objekte sind 

von kulturhistorischem, baugeschichtlichem oder symbolischem Wert und in ihrer 

Substanz, das heisst in der Grundstruktur, der Fassadengestaltung, der inneren 

Raumordnung und in ihrer wertvollen historischen Oberfläche (z.B. Wandmalerei, 

Stuckdecken usw.), geschützt. Sie sind zu unterhalten und dürfen nicht abgebro-

chen werden. Soweit dies mit dem Schutzziel vereinbar ist, dürfen sie aus- und 

umgebaut werden. 

2 Die Schutzziele der Bauten und Objekte mit Substanzschutz sind dem Bauinven-

tar zu entnehmen. 

3 Der Gemeinderat gewährleistet die fachliche Beratung. Hierzu sind Bauvorhaben 

möglichst vor Beginn der Projektierung anzuzeigen. Die Gemeinde kann Beiträge 

an die Kosten der Beratung, Pflege, Erhaltung und Restaurierung von Bauten und 

Objekten mit Substanzschutz leisten. 

4 Die im Bauzonen-/Kulturlandplan violett bezeichneten Gebäude sind für das 

Ortsbild von besonderem Wert und in ihrem Volumen geschützt. Zusätzlich zu 

den in Abs. 1 zugelassenen baulichen Massnahmen dürfen sie abgebrochen wer-

den, sofern die Erstellung von Ersatzbauten gesichert ist. Sie sind an gleicher 

Stelle und mit den bisherigen Aussenmassen wieder aufgebaut werden. Ist es 

aufgrund überwiegender Anliegen der Raumentwicklung (zum Beispiel aus ver-

kehrstechnischen und verkehrsplanerischen Gründen oder zum Schutz der Ge-

wässer) notwendig, kann eine geringfügige Standortverschiebung verlangt wer-

den. Gesamthaft ist auf eine besonders gute Einpassung in das Ortsbild und auf 

eine angemessene Umgebung der Schutzobjekte zu achten. 

5 Abweichungen vom bisherigen Gebäude und Erweiterungsbauten sind zugelas-

sen, sofern eine ortsbaulich gleichwertige Lösung erreicht wird. Abmessungen 

und Abstände von Gebäudeerweiterungen und Anbauten werden dabei vom Ge-

meinderat von Fall zu Fall unter Berücksichtigung der gestalterischen und wohn-

hygienischen Erfordernisse und in Abwägung der beteiligten privaten Interessen 

festgelegt. 

6 Werden die gesetzlichen Abstände, die nach BauG einer Zustimmung des De-

partements Bau, Verkehr und Umwelt erfordern, unterschritten, so setzen Um- 

und Wiederaufbau ebenfalls dessen Zustimmung voraus. 

7 Die zulässigen Nutzungen richten sich nach den Zonenvorschriften. 

Gebäude mit  
Substanzschutz 

Gebäude mit  
Volumenschutz 
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 Kulturobjekte 
1 Die im Bauzonen-/Kulturlandplan bezeichneten Kulturobjekte sind geschützt. Sie 

dürfen nicht beseitigt werden und sind fachgerecht zu unterhalten.  

2 Folgende Kulturobjekte sind geschützt: 

Kulturobjekte Bezeichnung im 

Plan 

Schutzziel 

Wegkreuze,  

Gedenkstätten 

Roter Punkt - Erhaltung 

Grenzsteine  Brauner Punkt - Erhaltung 

Weitere Objekte Blauer Punkt - Erhaltung 

 Wiederherstellungspflicht 
1 Wer ein unter Schutz gestelltes Objekt rechtswidrig verändert, beeinträchtigt, 

beseitigt oder verwahrlosen lässt, ist zur Wiederherstellung auf eigene Kosten 

verpflichtet. 

3.6 Weitere Zonen gemäss Art. 18 RPG 

 Familiengartenzone 
1 Die Familiengartenzone dient der gartenbaulichen Nutzung. 

2 Im Gebiet Obertilli sind Kleinbauten gestattet. Die maximale überdachte Fläche 

der Bauten inkl. Dachvorsprünge, Vordächer und Dachrinnen darf 12 m2 nicht 

übersteigen. Im Übrigen richtet sich die Zulässigkeit von Bauten und Anlagen 

nach Art. 24 RPG. 

3 Im Gebiet Buholzacher sind Gebäude oder Kleinbauten nicht zulässig. 

4 Der Gemeinderat erlässt die Detailaufteilung der einzelnen, dieser Zone zuge-

ordneten Flächen. Er kann dies auch einer Körperschaft (z.B. Familiengartenver-

ein) übertragen. Er genehmigt das Benützungsreglement. 

5 Es gilt die Empfindlichkeitsstufe III. 
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4   Baubegriffe, Messweisen und Nutzungsziffern 

4.1 Nutzungsdichte 

 Ausnützungsziffer 
1 Neben den gemäss § 32 Abs. 2 BauV nicht anrechenbaren Geschossflächen 

müssen Flächen von Dach-, Attika- und Untergeschossen nicht in die Ausnüt-

zungsberechnung einbezogen werden. Bei mehr als einem Dachgeschoss werden 

nur die Geschossflächen des obersten Dachgeschosses nicht in die Ausnützungs-

berechnung einbezogen. 

 Nutzungsboni 
1 In folgenden Fällen wird ein Nutzungsbonus auf die Ausnützungsziffer gemäss 

§ 32 BauV gewährt: 

a) bei Wintergärten und ähnlichen, nur temporär bewohnbaren und ver-

glasten Teilen des Gebäudes, die nicht beheizt werden und aus-

serhalb der isolierten Fassade liegen, bis zu 15 % der zulässigen an-

rechenbaren Geschossfläche (aGF). Bei grösseren Wintergärten wird 

die Flächendifferenz zur Ausnützung gezählt. 

b) für überdeckte, auf mindestens zwei Seiten offene Sitzplätze bis max. 

25 m2 Grundfläche auf Dachterrassen, Sitzplätzen und Balkonen. 

c) für die Erstellung einer Regenwassernutzungsanlage mit einem Tank 

von mindestens 5‘000 l Fassungsvermögen wird ein AZ-Bonus von 

5 % gewährt. Dazu muss die Anlage mindestens an die Toiletten, die 

Waschmaschinen und die Gartenbewässerung angeschlossen wer-

den. 

2 Die anrechenbare Geschossfläche (aGF) darf entsprechend erhöht werden. Eine 

Kumulation der kommunalen Nutzungsboni ist zulässig. Gesamthaft dürfen sie 

maximal 20 % der aGF betragen. 

 Mindestausnutzung 
1 Bei Neubauten in den Zonen Z, M3 und M5 gilt eine Mindest-Ausnützungsziffer 

gemäss § 17 Abs. 1. Diese darf nicht unterschritten werden. 

2 Werden Parzellen nur teilweise überbaut, so ist der Nachweis zu erbringen, dass 

mit einer zonengemässen Überbauung des restlichen Grundstücks die Min-

destausnutzung erreicht werden kann. 

3 Der Gemeinderat kann Ausnahmen gestatten, wenn das Grundstück wegen öf-

fentlich-rechtlicher Baubeschränkungen nicht voll überbaubar ist. 

4.2 Abstände 

 Abstand von Gemeinde- und Privatstrassen 
1 Sofern keine öffentlichen Interessen wie die Verkehrssicherheit, Sichtzonen, ge-

plante Strassenausbauten usw. entgegenstehen, gilt entlang von Gemeinde- und 

Privatstrassen im Gemeingebrauch für Parkfelder ein gegenüber § 111 BauG re-

duzierter Strassenabstand von 2 m. 
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 Baulinien 
1 Gebäude dürfen, ungeachtet von Abstandsvorschriften, bis an die im Zonenplan 

bezeichneten Baulinien gestellt werden. Die Baulinien dürfen nicht überschritten 

werden. 

2 Werden die gesetzlichen Abstände zu Kantonsstrassen unterschritten, so setzt 

ein Neu-, Um- oder Wiederaufbau die Zustimmung des Departements Bau, Ver-

kehr und Umwelt voraus. 

 Abstand gegenüber dem Kulturland 
1 Gegenüber dem Kulturland ist für Gebäude der zonengemässe Grenzabstand 

einzuhalten. 

2 Dieser Grenzabstand kann weder aufgehoben noch reduziert werden. 

 Grenz- und Gebäudeabstand 
1 Vorbehältlich der Brandschutzbestimmungen können Grenz- und Gebäudeab-

stände mit einem Dienstbarkeitsvertrag reduziert oder aufgehoben werden. 

4.3 Höhen 

 Gebäude am Hang 
1 Bei Gebäuden am Hang darf die Fassadenhöhe bzw. die Gesamthöhe gemäss § 

17 Abs. 1 für die Tal- und Seitenfassaden (anteilig) um jenes Mass überschritten 

werden, um welches die bergseitige Fassadenhöhe reduziert wird, maximal je-

doch um 1 m. 

4.4 Besondere Bauformen 

 Arealüberbauungen 
1 Die Arealüberbauung ist zulässig in den Zonen: 

Zone Min. Landfläche [m2] AZ 

Z 3’000 1.00 

M3  3’000 0.80 

 Hohe Häuser zulässig 
1 In den im Bauzonenplan bezeichneten Gebieten ist im Rahmen eines Gestal-

tungsplans der Bau von gegenüber den Zonenvorschriften höheren Gebäuden 

zulässig. Im Übrigen gelten die jeweiligen Zonenbestimmungen. 

2 Bauten, Anlagen und die Freiräume sind im Ganzen und in ihren Teilen so zu 

gestalten, dass eine besonders hohe städtebauliche, architektonische und ökolo-

gische Qualität erreicht wird und eine sehr gute Einordnung in die bauliche Um-

gebung gewährleistet wird. 

3 Die Gebäude haben Rücksicht auf den baulichen, freiräumlichen und infrastruk-

turellen Kontext der näheren Umgebung, namentlich betreffend Schattenwurf, zu 

nehmen. 
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4 Es sind maximal 8 Vollgeschosse zulässig bei einer maximalen Fassaden- und 

Gesamthöhe von 27 m. Davon kann auch im Gestaltungsplan nicht mehr abge-

wichen werden. 

5 Als Grundlage für einen Gestaltungsplan ist vorgängig ein qualifiziertes Kon-

kurrenzverfahren sinngemäss nach SIA 142 oder 143 (Studienauftrag oder 

Wettbewerb) durchzuführen. Das Programm ist zusammen mit der Gemeinde 

Rudolfstetten-Friedlisberg zu erarbeiten. In der Jury muss mindestens ein Ver-

treter des Gemeinderates mit Stimmrecht vertreten sein. Mit dem Verfahren ist 

aufzuzeigen, wie im Gestaltungsplan erhöhte Anforderungen gemäss § 21 BauG 

umgesetzt werden. 

5   Bauvorschriften 

5.1 Technische Bauvorschriften 

 Allgemeine Anforderungen 
1 Hinsichtlich Sicherheit, Fundation, Konstruktion, Material und Feuchtigkeitsiso-

lation gelten die anerkannten Regeln der Baukunst als Richtlinie. Dies gilt auch 

hinsichtlich des Schutzes vor Erdbeben, Hochwassern, Stürmen, Hagel, Schnee, 

Erdrutschen und anderen Naturgefahren. 

2 Der Gemeinderat kann, wenn nötig, auf Kosten der Bauherrschaft eine Begut-

achtung durch Fachleute anordnen und besondere Massnahmen verlangen, so-

weit es überwiegende öffentliche Interessen erfordern. 

 Energieeffizienz 
1 Steht Fernwärme aus erneuerbarer Energie oder aus Abwärme zur Verfügung, 

ist ein Anschluss namentlich unter den Gesichtspunkten der technischen Mach-

barkeit und des längerfristigen Verhältnisses zwischen Aufwand und Ertrag zu 

prüfen. 

5.2 Wohnhygiene 

 Ausrichtung der Wohnungen und Aussenflächen 
1 Die Ausrichtung der Wohnungen ist auf die örtlichen Verhältnisse (Lärm, Beson-

nung, Nutzung der Räume, Einpassung usw.) abzustimmen. Ausschliesslich nach 

Norden orientierte Wohnungen sind zu vermeiden. 

2 Die Wohnungen haben ausreichende und gut benutzbare Garten-, Terrassen- 

oder Balkonflächen aufzuweisen (ausgenommen Dachwohnungen). 

 Bezug von Wohnungen und Arbeitsräumen 
1 Der Gemeinderat kann den Bezug von Wohnungen und Arbeitsräumen verwei-

gern, wenn das Gebäude nicht genügend ausgetrocknet ist, die Sicherheits- und 

Schutzvorkehren oder die Anforderungen des Schall- oder Wärmeschutzes nicht 

erfüllt sind. 
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5.3 Ausstattung 

 Spielgeräte, Kinderwagen 
1 In jedem Mehrfamilienhaus sind genügend grosse, gut zugängliche und ab-

schliessbare Abstellräume für Spielgeräte (Kindervelos), Kinderwagen, Mobilitäts-

hilfen (Rollatoren, elektrische Antriebe für Rollstühle) usw. vorzusehen. 

 Spiel-, Aufenthalts- und Erholungsflächen 
1 Die Grösse der Spiel-, Aufenthalts- und Erholungsflächen hat gesamthaft min-

destens 15 % der anrechenbaren Geschossfläche zu betragen. Die Flächen sind 

zweckmässig zusammenzulegen. Ein Teil der Flächen ist naturnah, ökologisch 

wertvoll und abwechslungsreich zu gestalten. 

2 Der Spielflächenanteil richtet sich nach der Bewohnerstruktur. Die Spielplätze 

sind nach den neusten Erkenntnissen über kindergerechte Wohnumfelder und 

den verschiedenen Altersgruppen entsprechend auszugestalten. Sie sind mittels 

Bäumen angemessen zu beschatten. 

3 Bei der Anlage der Spielplätze ist darauf zu achten, dass die Kinder diese Plätze 

möglichst unbeaufsichtigt erreichen und benützen können. 

4 Die Bereitstellung von Spiel-, Aufenthalts- und Erholungsflächen kann auf einem 

anderen Grundstück, gemeinsam mit anderen Grundeigentümern erfolgen oder 

mit einer finanziellen Beteiligung eines öffentlichen Spielplatzes abgegolten wer-

den. Die Anlage muss aber in nützlicher Distanz (Sichtkontakt) zu den Wohnhäu-

sern liegen, von den Kindern gefahrlos erreicht und im Grundbuch gesichert wer-

den. 

 Entsorgung 
1 Bei Mehrfamilienhäusern sind Containerstandplätze für Kehricht und Grüngut 

vorzusehen. Das kommunale Reglement über die Abfallentsorgung ist zu beach-

ten. 

 Abstellplätze 
1 Bei Mehrfamilienhäusern sind, im Rahmen der Verhältnismässigkeit, die erfor-

derlichen Parkfelder für Bewohner unterirdisch zu erstellen. Oberirdische Besu-

cher- und Behindertenparkplätze sind zulässig. 

2 Die Gemeinde kann die Anzahl der Pflichtparkplätze für Wohnen des gemäss 

§ 43 Abs. 1 und 2 BauV ermittelten Parkfelder-Angebots reduzieren sowie von 

der Erstellung von Pflichtparkplätzen befreien oder die Erstellung von zusätzlichen 

Parkfeldern über die Pflichtabstellplätze hinaus untersagen.   

3 In der Zentrumszone im Bereich Mutschellen begrenzt sich die Anzahl der Park-

felder auf den Pflichtbedarf gemäss § 43 BauV resp. der Norm VSS 40 281.   

4 Die minimale Anzahl neu zu erstellender erforderlicher Parkfelder kann reduziert 

werden, sofern im nahen Umfeld Parkfelder existieren, die langfristig und zweck-

mässig durch die Bauherrschaft gesichert werden. Das Nutzungsrecht von Park-

feldern Dritter muss zwischen den Parteien vertraglich geregelt sein und im 

Grundbuch angemerkt werden. 
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5 Werden weniger Parkfelder erstellt als gemäss Berechnung des Pflichtbedarfs 

notwendig, und kann nicht mit einem Mobilitätskonzept gemäss § 65 Mobilitäts-

konzept der reduzierte Bedarf schlüssig begründet und die Funktionsfähigkeit der 

Mobilität des Bauvorhabens nachgewiesen werden, so ist für die abgeminderten 

Parkfelder eine Ersatzabgabe gemäss Gebührenreglement der Gemeinde zu ent-

richten. Der Gemeinderat befreit von der Ersatzgabe, wenn die Voraussetzungen 

von § 55 Abs. 3 BauG und § 58 Abs. 2 BauG erfüllt sind. 

 Mobilitätskonzept 
1 Bei grösseren Bauvorhaben mit mindestens 25 Parkfeldern oder mehr als 300 

Fahrten pro Tag kann die Gemeinde im Sondernutzungsplan- oder im Baubewil-

ligungsverfahren ein Mobilitätskonzept verlangen. 

2 In den Gebieten mit Gestaltungsplan-Pflicht und mit hohen Häusern gemäss § 

56, in der Zentrumszone im Bereich Mutschellen sowie im Rahmen von Gestal-

tungsplänen und Arealüberbauungen ist ein Mobilitätskonzept mit Massnahmen 

zur Mobilitätsbewältigung zu erarbeiten. 

3 Das Mobilitätskonzept hat für den gesamten Perimeter aufzuzeigen, wie die 

Mobilität aller Nutzergruppen mit dem öffentlichen Verkehr, dem Fuss- und Rad-

verkehr, alternativen Mobilitätsangeboten sowie einem effizienten Einsatz des 

Motorfahrzeugs in Bezug auf das räumliche Umfeld zu bewältigen ist. Es werden 

insbesondere die zu erreichenden Ziele, die maximal zulässige Parkfeldzahl für 

den MIV und die Minimalanforderungen an die Abstellplätze für den Radverkehr 

definiert. Der Gemeinderat kann weitere Festlegungen in einem Leitfaden defi-

nieren. 

4 Das Mobilitätskonzept zeigt auf, wie die dauerhafte Wirksamkeit mittels perio-

dischem Monitoring/Controlling zuhanden der Bewilligungsbehörde überprüft 

wird. 

5 Zeigt das Monitoring/Controlling auf, dass die anvisierten Ziele nicht erreicht 

wurden, kann der Gemeinderat verlangen, dass bestehende Massnahmen ver-

schärft und weitere Massnahmen auf ihre Zweckmässigkeit hin geprüft und bei 

Eignung umgesetzt werden. 

6 Die Verpflichtung zum Mobilitätskonzept ist vor Baubeginn als öffentlich-recht-

liche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch einzutragen. 

 Parkfeldbewirtschaftung 
1 Der Gemeinderat kann in Zentrumszonen und Gewerbezonen eine Parkfeldbe-

wirtschaftung verfügen. 

2 Die Höhe von Gebühren für das Parkieren wird vom zuständigen Organ in ei-

nem Gebührenreglement festgelegt. 

 Parkleitsystem 
1 Der Gemeinderat kann ein Parkleitsystem verfügen und Eigentümer betroffe-

ner öffentlich zugänglicher Parkierungsanlagen an den Kosten beteiligen. 
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 Gestaltung öffentlicher Raum 
1 Öffentlich zugängliche Freiräume, Bauten und Anlagen wie Plätze, Grünanlagen, 

Vorplätze, Parkierungsanlagen, Innenhöfe, Passarellen, Strassen und Wege, Ein-

kaufs- und Freizeitanlagen, Parkhäuser, Toiletten sowie Unterführungen sind nut-

zerfreundlich, sicher und attraktiv zu gestalten. 

2 Die Gestaltung ist mit der Gemeinde abzusprechen und auf deren übergeordne-

ten Gestaltungsprinzipien und Konzepte abzustimmen. Im Bereich des Mutschel-

lenknotens ist der Masterplan Freiraum Zentrum Mutschellen wegleitend. Bei der 

Ausstattung, Materialisierung, Beleuchtung und Bepflanzung ist der Attraktivität 

und der Sicherheit für die Benutzer und Benutzerinnen besondere Beachtung zu 

schenken. Die Gestaltung der angrenzenden Fassaden, die Nutzung der raumbe-

grenzenden Bauten und die Funktionen des öffentlichen Raums sind aufeinander 

abzustimmen. Für die Gestaltung sind qualifizierte Fachpersonen beizuziehen. Wo 

Kantonsstrassen von der Festlegung von Massnahmen tangiert sind, ist die zu-

ständige Behörde in die Planung einzubeziehen. 

3 Der Gemeinderat kann bauliche und planerische Richtlinien erlassen, um die 

Qualität und die Sicherheit in öffentlich zugänglichen Räumen zu erhöhen. 
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6   Schutzvorschriften 

6.1 Ortsbild- und Denkmalschutz 

 Allgemeine Anforderungen 
1 Der Gemeinderat beurteilt die Einordnung von Bauten und Anlagen in das Orts-

bild unter allfälligem Einbezug von Fachgutachten und/oder der Fachkommission 

nach den Kriterien gemäss § 15e BauV.  

2 Der Gemeinderat kann bei Baugesuchen auf Kosten der Bauherrschaft:  

a) zusätzliche Unterlagen (Dachaufsichten, Aufnahmepläne des Altbe-

standes, Modelle usw.) verlangen;  

b) Fachgutachten erstellen lassen; 

c) Vorschläge zur besseren Einordnung unterbreiten;  

d) Verbesserungen oder die Beseitigung störender Anlagen und Bauteile 

verlangen, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich tragbar ist; 

e) die Baubewilligung verweigern, soweit die Beeinträchtigung der Um-

gebung nicht auf andere Weise vermieden werden kann. 

3 Reklamestandorte werden mit einem Sondernutzungsplan festgelegt. 

 Dachgestaltung 
1 Dachdurchbrüche sind nur auf dem 1. Dachgeschoss zulässig. 

2 Die Dachflächen der Flachdächer sind extensiv gemäss SIA Norm 312 (bzw. der 

aktuellen Norm) zu begrünen und als Retentionsflächen auszubilden, soweit sie 

nicht als Terrassen ausgestaltet sind oder die Nutzung von Solarenergie dem nicht 

nachweislich entgegensteht.  

3 Für Steil- und Flachdächer ist die Möglichkeit der Versickerung des unver-

schmutzten Dachwassers sowie die Ableitung in einen Regenwassertank ist zu 

prüfen. 

4 Zur Verhinderung von Regenwasser-Abflussspitzen sind die begrünten Dächer 

mit Retentionsvolumen zu gestalten und mit abflussregulierten Dachwasserab-

flusssystemen zu versehen. 

5 Auf den Attikageschossen sind fest montierte, feingliedrige, nicht eingewandete 

Beschattungssysteme zulässig, sofern sie sich in ihrer Erscheinung verträglich 

einpassen und die Optik und Volumetrie der Attikageschosse nicht beeinträchti-

gen. Konstruktionsbedingte Bauteile wie Masten, Pfosten, Seile, Antriebe und der-

gleichen gelten als technische Aufbauten. 

6 Beschattete Terrassenflächen mit Beschattungssystemen gemäss Abs. 5 werden 

nicht an die Grundfläche des Attikageschosses angerechnet. 

Ortsbildschutz 

Reklamen 
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 Umgebungsgestaltung 
1 Das Terrain soll nicht unnötig verändert werden. Stützmauern sind soweit wie 

möglich zu vermeiden, insbesondere am Siedlungsrand. Ökologisch und geomor-

phologisch wertvolle Objekte sind zu schonen. Terrainveränderungen müssen sich 

einwandfrei in die Umgebung einordnen und dürfen die Verkehrssicherheit (Sicht, 

Lichtraumprofil) nicht beeinträchtigen. Die Versiegelung von Flächen ist auf das 

Notwendige zu beschränken. 

2 Die Aussenräume haben Grünbereiche, Bäume und Sträucher aufzuweisen. Min-

destens 50 % der nicht mit Gebäuden überbauten Flächen sind als Grünflächen 

zu gestalten. Als anrechenbare Grünfläche gelten natürliche und/oder bepflanzte 

Bodenflächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind und die nicht als Ab-

stellflächen dienen. Der Gemeinderat kann dazu Richtlinien erlassen.  

3 Vegetationsfreie Schotterflächen ohne ökologischen Mehrwert sind nicht zuläs-

sig. Ausgenommen sind Kleinflächen z. B. bei Briefkästen oder unter Vordächern, 

Balkonen usw. 

4 Für die Umgebungsgestaltung sind standortgerechte, möglichst einheimische 

Pflanzen zu verwenden. Invasive gebietsfremde Pflanzen sind nicht zulässig. Die 

Bepflanzung hat zur Förderung der Biodiversität beizutragen. 

5 Die Aussenraum- und Umgebungsgestaltung bildet Bestandteil des Bauprojekts 

und ist im Baugesuch auszuweisen (inkl. Bepflanzung, Entwässerung, Materiali-

sierung usw.). Der Gemeinderat erlässt gegebenenfalls entsprechende Auflagen 

in der Baubewilligung. 

 Stützmauern, Einfriedigungen und Böschungssicherungen 
1 Wer an seinem Grundstück die Höhenlage verändert, hat das Erdreich mit Bö-

schungen und nötigenfalls mit Stützmauern zu sichern, die sich gut in die Umge-

bung einzufügen haben und möglichst naturnah zu gestalten sind.  

2 Stützmauern, Einfriedigungen und Böschungssicherungen dürfen max. 1.80 m 

hoch sein. Höhere Verbauungen sind zulässig, wenn die Geländeverhältnisse dies 

erfordern. Sie sind im Verhältnis 4:5 zu terrassieren und möglichst naturnah zu 

bepflanzen. Sie sind ab 10 m Länge zu gliedern. 

3 Die Neigung von Böschungen darf höchstens 2:3 betragen. Böschungssicherun-

gen mit einer Neigung steiler als 2:1 gelten als Stützmauern. 

4 Bei Terrainsicherungen sind wenn möglich – anstatt massiven Stützmauern – 

aufgelöste, bepflanzte Konstruktionen bzw. Lebendverbaumethoden anzuwen-

den. 

5 Bei ungleichem Niveau der beiden Grundstücke werden die Höhenmasse vom 

niedriger gelegenen, gewachsenen Boden aus gemessen. 

6 Der Gemeinderat kann dazu Gestaltungsrichtlinien erlassen. 

 Abgrabungen 
1 Untergeschosse dürfen auf höchstens ½ der Fassadenlänge und maximal auf 

eine Höhe von 3 m abgegraben werden. 

Einheimische Bepflan-
zung 
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 Siedlungsränder 
1 Die Siedlungsränder sind durchlässig zu gestalten. Die Gestaltung und Bepflan-

zung der Aussenräume am Siedlungsrand ist auf die angrenzende Landschaft ab-

zustimmen.   

2 Die Materialisierung sowie die Farbgebung der Bauten und Anlagen am Sied-

lungsrand sind auf die Umgebung abzustimmen. 

6.2 Umweltschutz 

 Einwirkungen 
1 Alle Personen sind verpflichtet, sich bei Ausübung seines Eigentums, wie na-

mentlich beim Betrieb eines gewerblichen oder industriellen Unternehmens, aller 

übermässigen Einwirkungen auf das Eigentum der Nachbarn und die weitere Um-

gebung zu enthalten. 

2 Verboten sind insbesondere alle schädlichen und nach Lage sowie Beschaffen-

heit der Grundstücke oder nach Ortsgebrauch nicht gerechtfertigten Einwirkun-

gen durch Lärm, Erschütterungen, Geruch, Abgase, Rauch, Russ, Dünste, Staub 

oder Strahlen. 

3 Es sind alle baulichen und betrieblichen Massnahmen zu treffen um Einwirkun-

gen auf die Umgebung möglichst gering zu halten, soweit dies technisch und 

betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist. 

 Lichtemissionen 
1 Bei der Erstellung eines Mehrfamilienhauses ist mit dem Baugesuch im Umge-

bungsplan die Aussenbeleuchtung aufzuzeigen. 

 Störfallvorsorge 
1 Bei wesentlichen Nutzungsänderungen (z. B. der Grundnutzung, bei Sondernut-

zungsplänen) und bei Bauvorhaben mit deutlicher Erhöhung der Einwohner- 

und/oder Arbeitsplatzdichte in Gefahrenbereichen gemäss Konsultationskarte 

"Chemierisikokataster" sind die räumlichen Auswirkungen von Störfallrisiken zu 

berücksichtigen, sodass die vorhandenen Risiken möglichst nicht erhöht werden. 

2 Bei bestehenden Risikoberichten in Gefahrenbereichen ist zu prüfen, ob die da-

rin getroffenen Annahmen weiterhin aktuell sind. Ändern sich die Annahmen we-

sentlich, insbesondere die vorgesehenen Nutzungen, ist der Risikobericht zu ak-

tualisieren. Das kantonale Amt für Verbraucherschutz Sektion Chemiesicherheit 

nimmt aufgrund des aktualisierten Risikoberichts eine erneute Risikobeurteilung 

vor und prüft, ob zusätzliche Massnahmen erforderlich sind. 
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7 Vollzug und Verfahren 

 Zuständigkeit 
1 Der Gemeinderat kann Fachkommissionen mit beratender Funktion bestellen. Er 

kann für die Prüfung von Gesuchen und für Vollzugskontrollen externe Fachleute 

sowie regionale Stellen auf Kosten der Gesuchsteller beiziehen. 

 Gebühren 
1 Die Gebühren und die Tragung der weiteren Verfahrenskosten (Auslagen für 

externe Fachleute und regionale Stellen, Expertisen usw.) richten sich nach dem 

Gebührenreglement der Gemeinde. 

8 Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 Übergangsbestimmung 
1 Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bau- und Nutzungsordnung hängi-

gen Baugesuche werden nach dem neuen Recht beurteilt.   

 Aufhebung bisherigen Rechts 
1 Durch diese Bau- und Nutzungsordnung werden aufgehoben: 

a) der Bauzonen-/Kulturlandplan vom 16. Juni 2000 

b) die Bau- und Nutzungsordnung vom 16. Juni 2000 

c) die Teiländerung «Dorfplatz» vom 12. Juni 2015 

d) die Teiländerung «Zone Areal Bahnhof» vom 10. November 2017 

e) die Teiländerung «Mutschellen-Bolleri» vom 9. November 2018 

 Inkrafttreten 
1 Diese Bau- und Nutzungsordnung sowie der zugehörige Bauzonen- und Kultur-

landplan treten mit der Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. 

2 Änderungen der Bau- und Nutzungsordnung sowie des Bauzonen- und Kultur-

landplans treten mit der kantonalen Genehmigung der Änderung in Kraft. 


